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A. Einleitung

I. Relevanz und Kontext

Die „konsequente[n] Umsetzung der Energie- undMobilitätswende“1 hat sich die
Bundesregierung für das gerade angebrochene neue Jahrzehnt auf die Fahne ge-
schrieben. Die Klimaschutzziele 20202 wurden in Deutschland zwar sogar leicht
übertroffen – jedoch nur aufgrund der durch die Corona-Pandemie bedingten
weitgehenden Einschränkungen des öffentlichen Lebens im Jahr 2020.3 Und die
Klimapläne reichen noch sehr viel weiter: Die am 24. Juni 2021 vom Deutschen
Bundestag beschlossene Novelle des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) strebt die
völlige Treibhausgasneutralität statt wie bisher für 20504 gem. § 3 Abs. 2 KSG n.F.
nun bereits für 2045 an5. Auch die zulässigen Jahresemissionsmengen wurden noch
einmal verschärft, um die relative Emissionsreduktion von 65 Prozent gegenüber
dem Vergleichsjahr 1990 bis zum Jahr 2030 sicherzustellen.6

Erforderlich zur Erreichung dieser Ziele ist aber nicht nur der Umstieg auf kli-
mafreundliche Energieträger, sondern ebenso ein umfassender Aus- und Umbau der

1 Bundesregierung, Klimaschutzprogramm 2030, S. 20.
2 Im Anschluss an den Klimagipfel von Cancún 2010 hatte die Bundesregierung ur-

sprünglich eine Reduktion der Treibhausgasemissionen um 40 Prozent gegenüber 1990 bis zum
Jahr 2020 anvisiert: Bundesregierung, Energiekonzept, S. 4. Dieses Ziel war im Anschluss an
die Weltklimakonferenz in Paris 2015 aber zwischenzeitlich revidiert und die Reduktion um
40 Prozent bis zum Jahr 2030 verlängert worden: Bundesregierung, Klimaschutzprogramm
2030, S. 7.

3 DasUmweltbundesamt gab am 16.03.2021 bekannt, dass die EmissionenDeutschland im
Jahr 2020 um 40,8 Prozent geringer als im Vergleichsjahr 1990 ausgefallen sind; dies jedoch
nur infolge des coronabedingten Lockdowns: https://www.tagesschau.de/inland/klimaziel-202
0-101.html (abgerufen am 14.08.2021, 09:24 Uhr). Dieses Ergebnis entspricht auch den im
März 2020 veröffentlichten Prognosen der Agora Energiewende, Auswirkungen der Corona-
Krise auf die Klimabilanz Deutschlands, S. 13.

4 So die auf dem UN-Klimaschutzgipfel in New York 2019 getroffene Vereinbarung, der
sich auch die Bundesregierung verpflichtet hat: Bundesregierung, Klimaschutzprogramm
2030, S. 7.

5 BT-Drucks. 19/30230, S. 7; diesbezüglich unverändert angenommen, vgl. BT-
Drucks. 19/30949.

6 BT-Drucks. 19/30230, S. 1; diesbezüglich unverändert angenommen, vgl. BT-
Drucks. 19/30949.

https://www.tagesschau.de/inland/klimaziel-2020-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/klimaziel-2020-101.html
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https://www.tagesschau.de/inland/klimaziel-2020-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/klimaziel-2020-101.html
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Verkehrs7- und Energieinfrastruktur8. Im Verkehrsbereich sollen umweltfreundliche
Verkehrsträger gefördert,9 die Bedeutung der Straße im Gesamtsystem gleichzeitig
aber nicht infrage gestellt werden.10 Das erscheint gerade auch mit Blick auf die
Förderung der Elektromobilität sowie alternativer Kraftstoffe11 durchaus schlüssig.
ImEnergiesektormüssenvor allemTransportkapazitäten geschaffenwerden, umden
Strom, der bereits heute in erheblichem Umfang in den Offshore-Windkraftanlagen
in Nord- und Ostsee gewonnen wird, den Großverbrauchern im Süden und Westen
Deutschlands zur Verfügung zu stellen.12 Hier steht Deutschland vor der Heraus-
forderung, ein SuperGrid13 zu schaffen, integriert in einen europäischen Verbund.14

Da zahlreiche Großprojekte – vor allem im Verkehrswegebereich – ihren Ter-
minplan jedoch nicht einhalten können,15 ist die Bundesregierung16 in den letzten

7 Nach dem Verständnis des Klimaschutzplans 2050 umfasst der Verkehrssektor neben den
Straßen, dem Schienenverkehr und der Schifffahrt auch den zivilen Luftverkehr: BMUB,
Klimaschutzplan 2050, S. 49 f. Diesen Begriff übernimmt auch das Klimaschutzprogramm der
Bundesregierung: Bundesregierung, Klimaschutzprogramm 2030, S. 61. Der hier im Weiteren
zugrunde gelegte Bundesverkehrswegeplan des BMVI umfasst jedoch den zivilen Luftverkehr
nicht; für diesen wird ein eigenständiges Luftverkehrskonzept aufgestellt: BMVI, BVWP 2030,
S. 51. Wird im Folgenden der Begriff „Verkehr“ verwendet, sind damit also ausschließlich
Straßen-, Schienen- und Wasserwege gemeint.

8 Für den Energieinfrastrukturausbau im Rahmen der Energiewende ist hauptsächlich der
Ausbau der Höchstspannungsleitungenmit Gleichstromübertragung (HGÜ) relevant, da nur sie
entsprechende Strommengen über große Distanzen hinweg und ohne große Übertragungs-
verluste transportieren können: Kistner, EnWZ 2014, 405 (406) m.w.N. Soweit nicht aus-
drücklich anders angegeben, wird der Begriff der Energieinfrastrukturen daher im Folgenden
synonym für den Höchstspannungsbereich verwendet. Höchstspannungsleitungen sind in
Deutschland Leitungen mit einer Nennspannung von 220 kVoder 380 kV: BR-Drucks. 342/11,
S. 26; Sötebier, in: Britz/Hellermann/Hermes, EnWG, § 12, Rn. 9;Wagner, DVBl 2011, 1453
(1453).

9 BMVI, BVWP 2030, S. 42.
10 BMVI, BVWP 2030, S. 5; kritisch mit Blick auf die imVerkehrssektor bisher weitgehend

fehlende Reduktion von Treibhausgasemissionen Groß, ZUR 2021, 75 (76).
11 Vgl. BMVI, BVWP 2030, S. 48 f.
12 Appel, UPR 2011, 406 (407);Bundesregierung, Energiekonzept, S. 21; zur geografischen

Problematik allgemein Battaglini/Lilliestam/Knies, in: Schnellnhuber/Molina/Stern u. a.,
Global sustainability, S. 291; Kistner, EnWZ 2014, 405 (405).

13 Gemeint ist damit ein „leistungsfähiges Energieleitungsnetz, welches dazu geeignet ist,
große Mengen aus erneuerbaren Energien generierten Stroms von den entlegenen Orten der
Erzeugung in die Zentren des Verbrauches zu transportieren“: Kistner, EnWZ 2014, 405 (405);
ähnlich Battaglini/Lilliestam, On Transmission Grid Governance, S. 2; Blarke/Jenkins, Energy
Policy 2013, 381 (383); FOSG, Position paper on the EC Communication for a European
Infrastructure Package, S. 3; Watson, RELP 2012, 87 (87, Fn. 1).

14 Zu Letzterem vgl. Bundesregierung, Energiekonzept 2010, S. 21; ausführlich zu einem
europäischen Energieinfrastrukturverbund in Form eines SuperGrids:Battaglini/Lilliestam, On
Transmission Grid Governance, S. 1 f.; FOSG, Position paper on the EC Communication for a
European Infrastructure Package, S. 3 ff.; Kistner, EnWZ 2014, 405 (405 ff.).

15 Für den Verkehrswegebereich: BMVI, Endbericht Reformkommission Bau von Groß-
projekten, S. 7; Bundesregierung, Aktionsplan Großprojekte, S. 1.
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Jahren verstärkt dazu übergegangen, die erhoffte Durchsetzungsfähigkeit der Pla-
nungsvorhaben in Gesetzesneuvorhaben und -novellierungen zu suchen. Ein-
schneidende Änderungen erfolgten zunächst auf Ebene der Bedarfs- und Korridor-
planung, etwa durch Einführung der Bedarfsfeststellung durch Gesetz. Doch die
ergriffenen Maßnahmen scheinen weiterhin nicht auszureichen. Erstmals im Ko-
alitionsvertrag zur 19. Legislaturperiode17 sowie im Klimaschutzprogramm 203018

wagten sich die Regierungsparteien bzw. die Bundesregierung daher auf seit Zeiten
der Wiedervereinigung19 nicht mehr betretenes Terrain und schlugen vor, die Ge-
nehmigung von Infrastrukturprojekten durch Gesetz zu ermöglichen. Am 2. De-
zember 2019 brachte die Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes zur Vorbe-
reitung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz im Verkehrsbereich
(MgvG-E) in den Bundestag ein. Dieser wurde nach Durchlaufen des Gesetzge-
bungsverfahrens am 31. Januar 2020 in der dritten Lesung mit nur wenigen Ver-
änderungen vom deutschen Bundestag angenommen.20 Der Bundesrat beschloss in
seiner Sitzung vom 14. Februar 2020, den Vermittlungsausschuss nicht anzurufen.21

Am 1. April 2020 trat das MgvG in Kraft. Durch Art. 4 des Strukturstärkungsge-
setzes Kohleregionen vom 8. August 2020 wurden zuletzt weitere 16 Infrastruk-
turprojekte als § 2a in das MgvG aufgenommen.

Gegenüber anderen Planungsverfahren im Infrastrukturbereich hat sich die
Gangart damit verschärft, da nicht nur die Bedarfsfestlegung, sondern sogar die
abschließende Zulassungsentscheidung per Gesetz ergeht, das den bisher am Ende
der letzten Planungsstufe stehenden Planfeststellungsbeschluss gem. § 74 Abs. 1
S. 1 VwVfG ersetzt.

Bisher enthält das MgvG zwar nur Vorhaben im Bereich der Verkehrsinfra-
strukturen. Auch im Energieleitungsausbau sind die gewünschten Zahlen jedoch bei
Weitem noch nicht erreicht. Bereits 2011 hatte die Bundesregierung das ehrgeizige
Ziel ausgerufen, 2022 aus der Atomkraft aussteigen zu wollen.22 Von den 12.234 km
geplanter neuer Höchstspannungsleitungen fehlen jedoch immer noch 10.537 km.23

16 Gemeint sind damit hier insbesondere die Kabinette Merkel I – IV von 2005 bis 2021.
17 CDU/CSU/SPD, Koalitionsvertrag 19. Legislaturperiode, S. 75.
18 Bundesregierung, Klimaschutzprogramm 2030, S. 64 f.
19 Amprominentesten hier wohl die „Südumfahrung Stendal“ der Eisenbahnstrecke Berlin-

Oebisfelde, die per Maßnahmengesetz vom 29.10.1993 genehmigt wurde.
20 Vgl. Plenarprotokoll 19/144 der 144. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 31.01.

2020, S. 18016.
21 BR-Drucks. 41/20 vom 14.02.2020.
22 Diese Aussage wurde in verbindlicher Form erstmals getätigt auf der Pressekonferenz

zum Energiekonzept der Bundesregierung am 30. Mai 2011,Mitschrift abrufbar unter https://ar
chiv.bundesregierung.de/archiv-de/dokumente/pressekonferenz-zum-energiekonzept-der-bun
desregierung-mit-bundeskanzlerin-merkel-bm-roesler-bm-roettgen-und-bm-ramsauer-843206
(abgerufen am 14.08.2021, 09:27 Uhr); vgl. auch Art. 1 des Dreizehnten Gesetzes zur Än-
derung des Atomgesetzes vom 31. Juli 2011 (BGBl. I, S. 1704).

23 Nach dem ersten Quartal 2021 waren von den Leitungsvorhaben des BBPlG mit einer
Gesamtlänge von 10.407 km nur 635 km realisiert, von den Leitungsvorhaben nach dem
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